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OBERLANDESGERICHT NÜRNBERG 

Beschluss 
 
In dem Rechtsstreit (...) 
 
beschlossen: 
 

1. Die sofortige Beschwerde der Antragstellerin gegen den Beschluss des Landgerichts Nürnberg-Fürth vom 10.01.2023, 
Az. 19 O 6965/22 (2), wird zurückgewiesen. 
 

2. Die Antragstellerin trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens. 
 

3. Der Beschwerdewert wird auf 40.000,00 € festgesetzt. 
 
Gründe: 
 

I. Mit Schriftsatz vom 12.12.2022 begehrte die Antragstellerin eine einstweilige Verfügung. Gestützt auf einen 
behaupteten unzulässigen Eingriff in ihren eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb begehrt sie die 
Herausgabe bzw. Zurücksetzung der Zugangsdaten zu den beiden Domains bzw. zu den korrespondieren E-
Mailpostfächern www.b[…].de und www.b[…]-h[…].de sowie die Unterlassung weiterer Änderungen. 
 
Mit Verfügung vom 02.01.2023 erteilte das Landgericht rechtliche Hinweise und räumte eine Frist zur Stel-
lungnahme bis 09.01.2023 ein. Dazu führte die Antragstellerin mit Schriftsatz vom 09.01.2023 aus. Zur Glaub-
haftmachung verwies sie auf eine eidesstattliche Versicherung eines Herrn A. und führte aus, dass diese 
nachgereicht werde. 
 
Mit Beschluss vom 10.01.2023 wies das Landgericht den Antrag vom 12.12.2022 auf Erlass einer einstweiligen 
Verfügung zurück. Dieser Beschluss wurde der Antragstellerin am 16.01.2023 zugestellt. 
 
Mit Schriftsatz vom 10.01.2023 übersandte die Antragstellerin die eidesstattliche Versicherung von Herrn A. 
 
Die Antragstellerin legte gegen den Beschluss des Landgerichts Nürnberg-Fürth vom 10.01.2023 mit Schrift-
satz vom 30.01.2023 sofortige Beschwerde ein und beantragte, 
 

dem Antragsgegner wird aufgegeben, bei Meidunq eines für jeden Fall der Zuwiderhandlung festzusetzenden Ordnungs-
geldes von bis zu 250.000 €, ersatzweise Ordnungshaft bis zu sechs Monaten, oder Ordnungshaft bis zu sechs Monaten, 
im Wiederholungsfall Ordnungshaft bis zu zwei Jahren, die Ordnungshaft jeweils zu vollstrecken an dem Antragsgegner, 
 

1. die Administrator-Zugangsdaten bestehend aus dem Login und Passwort für die Homepage der Antragstellerin, abrufbar 
unter den Domains www.b[…].de und www.b[…]-h[…].de herauszugeben oder in den ursprünglichen Zustand zurückzu-
setzen; 
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2. es zu unterlassen, Administrator-Zugangsdaten bestehend aus dem Login und Passwort für die Homepage der Antrag-
stellerin, abrufbar unter den Domains www.b[…].de und www.b[…]-h[…].de zu verändern; 
 

3. die Administrator-Zugangsdaten bestehend aus dem Login und Passwort für die E-Mail-Postfächer der Antragstellerin 
und ihrer Gesellschafter, abrufbar unter den Domains www.b[…].de und www.b[…]-h[…].de herauszugeben oder in den 
ursprünglichen Zustand zurückzusetzen. 
 
Darüber hinaus gab die Antragstellerin an, dass sie zur Begründung dieser Anträge mit gesondertem Schrift-
satz ausführen werde. 
 
Mit Beschluss vom 03.02.2023 half das Landgericht der Beschwerde nicht ab. Zur Begründung führte es u.a. 
aus, dass die in der Beschwerdeschrift angekündigte Begründung bis heute nicht bei Gericht eingegangen 
sei. 
 
Mit Verfügung vom 09.02.2023 gab der Senat beiden Parteien Gelegenheit, bis 24.02.2023 zur Beschwerde 
Stellung zu nehmen. Die Antragsgegnerin beantragte, die Beschwerde zurückzuweisen. Eine Begründung der 
Beschwerde durch die Antragstellerin ging bis zum heutigen Tag nicht ein. 
 
II. Die sofortige Beschwerde ist zulässig (§ 567 Abs. 1 Nr. 2, § 569 ZPO). Eine Begründung der Beschwerde 
ist keine Zulässigkeitsvoraussetzung. Sie hat in der Sache jedoch keinen Erfolg. Der Antragstellerin fehlt für 
die begehrte einstweilige Verfügung der Verfügungsgrund, weshalb es dahinstehen kann, ob ihr der geltend 
gemachte Anspruch zusteht. 
 
Eine Dringlichkeitsvermutung besteht für die geltend gemachten Ansprüche nicht, weshalb der Erlass einer 
vollstreckbaren Entscheidung aufgrund eines bloß summarischen Verfahrens einer besonderen Rechtferti-
gung bedarf (OLG Nürnberg, Beschluss vom 12.10.2018 – 3 W 1932/18, juris-Rn. 15 – CurryWoschdHaus). 
Ein dabei maßgebliches Kriterium ist das Zeitmoment: Der Antragsteller bzw. sein Prozessbevollmächtigter 
hat alles in seiner Macht stehende zu tun, um einen möglichst baldigen Erlass der einstweiligen Verfügung zu 
erreichen. Daher besteht der für den Erlass einer einstweiligen Verfügung erforderliche Verfügungsgrund nicht, 
wenn der Antragsteller mit der Rechtsverfolgung zu lange wartet oder das Verfahren nicht zügig, sondern 
schleppend betreibt und damit selbst zu erkennen gibt, dass es ihm mit der Durchsetzung seiner Ansprüche 
nicht eilig ist (OLG Nürnberg, Beschluss vom 07.10.2022 – 3 U 2178/22, juris-Rn. 10 – Kontolöschung). 
 
Im vorliegenden Fall ergibt eine Gesamtschau der maßgeblichen Umstände, dass der Verfügungsgrund auf-
grund des Prozessverhaltens der Antragstellerin zu verneinen ist. 
 
1. Zum einen ist das erstinstanzliche Verhalten der Antragstellerin zu berücksichtigen. 
 
Nach gefestigter Rechtsprechung muss der Antragsteller durch sein prozessuales Verhalten zu erkennen ge-
ben, dass sein Begehren weiterhin dringlich ist. Dies ist mittels Gesamtbetrachtung seines Verhaltens zu eru-
ieren. Auf einen Hinweis des Gerichts muss der Antragsteller, auch ohne Fristsetzung, so schnell wie möglich 
und geboten reagieren. Gesetzte Fristen sind einzuhalten (Voß, in Cepl/Voß, Prozesskommentar Gewerbli-
cher Rechtsschutz und Urheberrecht, 3. Aufl. 2022, § 940 ZPO Rn. 91 m.w.N.). 
 
Vor diesem Hintergrund ist es im vorliegenden Fall als dringlichkeitsschädlich anzusehen, dass die Antrag-
stellerin – obwohl ihr mit Verfügung des Landgerichts vom 02.01.2023 aufgegeben wurde, bis zum 09.01.2023 
glaubhaft zu machen, Inhaberin der gegenständlichen Domains bzw. E-Mail-Postfächer zu sein – binnen die-
ser gesetzten Frist kein Mittel der Glaubhaftmachung einreichte. Mit Schriftsatz vom 09.01.2023 kündigte sie 
lediglich an, eine eidesstattliche Versicherung des Herrn A. nachzureichen. Diese ging jedoch erst nach Frist-
ablauf, mithin am 10.01.2023, beim Erstgericht ein. Eine Berücksichtigung durch das Landgericht konnte nicht 
mehr erfolgen, da ausweislich der Verfügung der Vorsitzenden Richterin vom 11.01.2023 der Beschluss vom 
10.01.2023 bereits vor Kenntnisnahme erlassen worden war. 
 
2. Zum anderen ist in die Gesamtwürdigung das Verhalten der Antragstellerin im Beschwerdeverfahren ein-
zustellen. 
 
a) Die Pflicht zur zügigen Rechtsverfolgung setzt sich für den in erster Instanz unterlegenen Antragsteller in 
der Beschwerde- oder Berufungsinstanz fort. 
 
So muss der noch ungesicherte Verfügungskläger im Berufungsverfahren den geltend gemachten Anspruch 
zügig weiterverfolgen. Ihm ist es daher jedenfalls zuzumuten, eine eingelegte Berufung innerhalb der Beru-
fungsbegründungsfrist zu begründen (OLG München, Urteil vom 30.06.2016 – 6 U 531/16, juris-Rn. 95) und 
nicht durch eigene Fristverlängerungsanträge das Verfahren zu verzögern (OLG Dresden, Beschluss v. 
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25.07.2019, 4 U 1087/19, juris-Rn. 2). Gleiches gilt für einen Terminsverlegungsantrag (OLG München, Be-
schluss vom 16.09.2021 – 29 U 3437/21 Kart, juris-Rn. 8). 
 
Gleiches kann bei der Nichtbegründung einer Beschwerde innerhalb der Beschwerdefrist gelten. Zwar ist die 
Beschwerde – wenn sie nicht begründet wird – gleichwohl zulässig. Sie soll jedoch nach § 571 Abs. 1 ZPO 
begründet werden. Es entspricht daher einer sachgerechten Prozessführung, dem Rechtsmittelgericht gegen-
über zeitnah zum Ausdruck zu bringen, aus welchen Gründen die Entscheidung angefochten wird (OLG Frank-
furt, Urteil vom 28.05.2013 – 11 W 13/13, juris-Rn. 20). Auch das erstinstanzliche Gericht ist gemäß § 572 
Abs. 1 ZPO verpflichtet zu prüfen, ob es die Beschwerde für begründet erachtet und ob es ihr dementspre-
chend abhilft. Dies setzt in aller Regel – angesichts der vorangegangenen ablehnenden Entscheidung des 
erstinstanzlichen Gerichts – eine Beschwerdebegründung voraus (KG Berlin, Beschluss vom 20.09.2016 – 5 
W 147/16, juris-Rn. 9). Insbesondere bei einem Rechtsmittelführer, der den Weg des einstweiligen Verfü-
gungsverfahrens eingeschlagen hat, legt eine sachgerechte Prozessführung es nahe, die Beschwerdebegrün-
dung innerhalb der Beschwerdefrist oder jedenfalls im engen zeitlichen Zusammenhang mit ihr einzureichen 
(OLG Frankfurt, Urteil vom 28.05.2013 – 11 W 13/13, juris-Rn. 20). 
 
b) Im vorliegenden Fall ergibt eine Gesamtschau der maßgeblichen Umstände des Einzelfalls, dass die Nicht-
begründung der Beschwerde als dringlichkeitsschädlich anzusehen ist. 
 
Das erstinstanzliche Gericht ist gemäß § 572 Abs. 1 ZPO verpflichtet zu prüfen, ob es die Beschwerde für 
begründet erachtet (was in aller Regel eine Beschwerdebegründung voraussetzt) und ihr dementsprechend 
abhilft. Auf diese Weise kann im Eilverfahren der Beschwerdeführer auf raschem Wege zu seinem Ziel – Erlass 
der zunächst abgelehnten einstweiligen Verfügung – gelangen, ist doch das Erstgericht bereits in den Fall 
eingearbeitet, kennt die Akten und vermag schnell zu beurteilen, ob und ggf. dass die mit der Beschwerde 
vorgetragenen Gründe durchgreifen und die Verfügung nunmehr zu erlassen ist. Dieser Möglichkeit des 
schnellstmöglichen Erreichens des Rechtsschutzziels hat sich die Antragstellerin begeben, indem sie dem 
Landgericht die Gründe ihrer Beschwerde vorenthalten hat (vgl. KG Berlin, Beschluss vom 04.04.2008 – 5 W 
51/08, juris-Rn. 7). 
 
Auch gegenüber dem Senat entspricht es den Interessen des Rechtsmittelführers, der die Überprüfung im 
Rechtsmittelweg beantragt, dass er dem überprüfenden Gericht gegenüber zum Ausdruck bringt, was er an 
der angefochtenen Entscheidung beanstandet (vgl. Heßler, in Zöller, ZPO, 34. Aufl. 2022, § 571 Rn. 1). Dass 
die Antragstellerin – entgegen dieses Eigeninteresses – keine Beschwerdebegründung einreichte, zeigt, dass 
es der Antragstellerin mit der Erreichung ihres Rechtsschutzziels nicht (mehr) eilig ist. 
 
Erschwerend kommt im vorliegenden Fall hinzu, dass die Antragstellerin im Beschwerdeschriftsatz angab, 
dass sie zur Begründung ihrer Anträge mit gesondertem Schriftsatz ausführen werde. Die Antragstellerin sah 
daher im vorliegenden Fall selbst die Notwendigkeit, zum Ausdruck zu bringen, aus welchen Gründen die 
Entscheidung angefochten wird. 
 
Schließlich kann nicht außer Acht gelassen werden, dass der Senat mit Verfügung vom 09.02.2023 beiden 
Parteien Gelegenheit gab, bis 24.02.2023 zur Beschwerde Stellung zu nehmen. Die Antragsgegnerin bean-
tragte, die Beschwerde zurückzuweisen. Eine Begründung der Beschwerde durch die Antragstellerin ging da-
gegen nicht ein. 
 
Ein Anlass für die Nichteinreichung der Begründung und die damit entstandene Verzögerung ist von der An-
tragstellerin nicht dargetan. 
 
III. Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 ZPO. 
 
Der Beschwerdewert entspricht dem erstinstanzlich festgesetzten Wert, gegen den sich die Parteien nicht 
gewendet haben. 
 


